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FUEV-Kongress zur Fußball-WM
Bautzen/Budysin jd. Der Beginn der Fußball-
weltmeisterschaft wird mit Spannung
erwartet. Deutschland will die Chance nut-
zen, um sich der Welt von seiner besten Sei-
te zu zeigen. Das Motto einer millionen-
schweren Werbe- und Imagekampagne
lautet daher »Deutschland - Land der
Ideen«.

Auf Initiative der sorbischen Minderheit
in der Lausitz werden auch Europas Min-
derheiten im Rahmen der Weltmeister-
schaft in den Mittelpunkt gerückt. Nämlich
am 27. Mai, wenn der Nationalitätenkon-
gress der Föderalistischen Union Europäi-
scher Volksgruppen (FUEV) bei den Sorben
in Bautzen zu Gast sein wird.

Die Domowina - der Dachverband der
Lausitzer Sorben - hat sich beim Fußball-
WM-Organisationskomitee beworben und
ist einer der Veranstalter, die als Austra-
gungsort der Kampagne »365 Orte im Land
der Ideen« ausgewählt wurden. An dem
FUEV-Kongresstag erhalten die Minderhei-
ten Europas die Möglichkeit, sich einem

Deutschland
Land der Ideen

breiten Publikum vorzustellen. In der schö-
nen Stadt Bautzen sind gleich mehrere Ver-
anstaltungen geplant, die die Minderheiten
in den Blickpunkt der Öffentlichkeit rücken
sollen.

Die Minderheitenorganisation Jugend
Europäischer Volksgruppen (JEV) und
der sorbische Dachverband »Domowina«
hatten zwar bereits im vergangenen
Sommer beim Minderheitenbeauftragten
Hans-Peter Kemper die Anfrage gestellt,
ob die Minderheiten nicht am Eröff-
nungsprogramm der Weltmeisterschaft
teilnehmen könnten, um so die kultu-
relle Vielfalt Deutschlands und Europas
darzustellen, doch dies scheint nicht
geglückt zu sein. Nichtsdestotrotz sind
die Veranstalter des FUEV-Kongresses in
Bautzen dennoch hoch erfreut, als »kul-
tureller Austragungsort« der Fußbariwelt-
meisterschaft berücksichtigt worden zu
sein.

Über 1.200 Veranstalter hatten sich im
Vorfeld um die Teilnahme beworben. Aus-
gewählt wurden nur 365.

www.land-der-ideen.de
www.domowina.de

Auf Initiative der Veranstalter vor Ort findet zum FUEV-Kongress eine WM-Veranstaltung statt l Kultureller Reichtum in den Mittelpunkt

Unter anderem konnte die renommierte
Wochenzeitung »Die Zeit« als Medienpart-
ner gewonnen werden und berichtet in
einer Serie über die Veranstaltungen der
Kampagne.

Innerhalb der EU
leben 156 ethnische
und nationale Min-
derheiten, jeder 7.
Europäer bekennt sich
zu einer Minderheit;
doch in Europa ist die
Existenz dieser enor-
men kulturellen Viel-
falt ein »gut gehütetes
Geheimnis«.

Der Nordschleswi-
ger stellt in loser Fol-
ge die Minderheiten
Europas und besonde-
re Minderheitenthe-
men vor.
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Kommission:
Keine neue
Agentur

Brüssel. jd. Das Europa-
parlament hat es - auf
Vorlage des Berichter-
statters Michl Ebener
(Südtirol) - mit über-
wältigender Mehrheit
gefordert. In einer
Machbarkeitsstudie - in
Auftrag gegeben von der
EU-Kommission - wur-
de es von einer Zwei-
drittelmehrheit aller
befragten Experten
ebenfalls gefordert. Die
Rede ist von der Etablie-
rung einer europäi-
schen Sprachenagentur,
die sich unter anderem
um die Förderung der
Regional- und Minder-,
heitensprachen in der
EU kümmern soll.

Bekanntlich laufen
die EU-Förderprogram-
me 2007 aus und eine
Neustrukturierung der
Sprachenförderung
muss dringend geregelt
werden. Über ein Jahr
hat alles gespannt auf
die Antwort der EU-
Kommission - gewartet.
Nun hat der verantwort-
liche Kommissär Jan
Figel in einer sog. Rah-
menstrategie über das
»Sprachenlernen und
die Sprachenvielfalt«
Antwort gegeben.

Die Regional- und
Minderheitensprachen
finden hier nur wenig
Beachtung; vor allem
die Sprachvielfalt als
wirtschaftlicher Faktor
wird im Rahmen der
sog. Lissabon-Strategie
der EU betont

Der Idee einer Spra-
chenagentur wird
dahingegen eine klare
Absage erteilt. Man
bevorzugt vielmehr die
»Stärkung bestehender
Netzwerke und eine
Integration der Minder-
heitensprachförderung
in die künftigen Finanz-
projekte« der Europäi-
schen Union ab 2007.
www.europa.eu.int/languages

Minderheitenrat zieht »durchwachsene« Bilanz
Berlin jd. Eines der umfas-
sendsten Minderheiten-
schutzdokumente in Euro-
pa ist das »Rahmenüberein-
kommen zum Schutz natio-
naler 'Minderheiten« des
Europarates. Neben Däne-
mark hat sich unter ande-
rem auch die Bundesrepu-
blik Deutschland durch die
Ratifizierung des Abkom-
mens zur Unterstützung der
nationalen Minderheiten
verpflichtet. Ein sog. Bera-
tender Ausschuss des Euro-
parates überwacht die Ein-
haltung des Obereinkom-
mens, unterbreitet Vor-
schläge und spricht Proble-
me an.

Dänemark hat jüngst eine
kritische Zwischenbilanz
erhalten (Der Nordschleswi-
ger berichtete).

Kürzlich waren die Exper-
ten in Deutschland zu Gast,
um die Lage der vier
autochthonen Minderhei-
ten - Friesen, Sinti- und
Roma, Dänen und Sorben -
unter die Lupe zu nehmen.

Unter anderem wurde
auch der Vizepräsident der
Föderalistischen Union
Europäischer Volksgruppen
(FUEV), Hans Heinrich
Hansen, von dem europäi-
schen Expertenteam
befragt. Anschließend hat
sich der Ausschuss auch mit

dem im vergangenen Jahr
gegründeten Minderheiten-
rat der Bundesrepublik
Deutschland - dem Zusam-
menschluss der vier
autochthonen Minderhei-
ten und in Berlin am Innen-
ministerium angesiedelt -
unterhalten.

In seiner Funktion als
neuer Vorsitzender des
Rates unterhielt sich Jan
Nuck vom sorbischen Dach-
verband »Domowina« mit
den Experten. Jan Nuck hat
kürzlich den Ratsvorsitz von
dem Vorsitzenden des
»Sydslesvigske Forening«
(SSF) Dieter Küssner über-
nommen.

Nuck zog für Deutschland
eine durchwachsene Bilanz:
»Auf der Bundesebene hat
sich seit dem letzten Besuch
des Europarates in 2002
einiges zum Besseren
gewandelt. So hat die Bun-
desregierung das Amt eines
Minderheitenbeauftragten
eingerichtet.«

Nuck hob den positiven
Einsatz des Minderheiten-
beauftragten Hans-Peter
Kemper (SPD) für die Anlie-
gen der heimischen Min-
derheiten beim Bund her-
vor. »Darüber hinaus wur-
den ein Arbeitskreis für
Minderheitenfragen beim
Bundestag sowie ein Min-

derheitensekretariat einge-
richtet. Dadurch sind geeig-
nete Rahmenbedingungen
für die konstruktive Weiter-
entwicklung der Minderhei-
tenpolitik auf Bundesebene
geschaffen worden«, lobte
Nuck.

hl Bezug auf die Entwick-
lung in den einzelnen Bun-
desländern mussten die
Experten des Europarates
auch Stillstand und Rück-
schläge zur Kenntnis neh-
men.

Nuck kritisierte im Einzel-
nen die zahlreichen Beispie-
le für eine stereotype und
diffamierende Berichter-
stattung über die Roma und

Das Ortstafelscheingefecht

Günther Rautz ist Wissenschaftler und Gene-
ralsekretär der MIDAS,

Die inzwischen europa-
weit bekannte Politikposse
um das Aufstellen zusätzli-
cher zweisprachiger Ortsta-
feln in Kärnten geht nach
Günther Rautz, Minderhei-
tenexperte der Europäi-
schen Akademie in Bozen
und Generalsekretär des
Minderheitenzeitungsver-
bundes MIDAS, Südtirol, in
seine letzte Runde:

Vor knapp 35 Jahren
schon versuchten der sozi-
aldemokratische Bundes-
kanzler Kreisky und sein
Kärntner Parteikollege Lan-
deshauptmann Sima den

Staatsver-
trag umzu-
setzen. Das
1972 erlas-
sene Ortsta-
felgesetz
führte zur
gewaltsa-
men Entfer-
nung zwei-
sprachiger
Hinweis-
schilder.
Dieser von
der breiten
Bevölke-
rungsmehr-
heit mitge-

tragene Ortstafelsturm führt
zum Rücktritt des Landes-
hauptmannes.

Grund für die katastro-
phale Politikperformance
des Duos Kreisky/Sima
Anfang der siebziger Jahre
war eine völlige Fehlein-
schätzung des Willens der
Bevölkerung. Der damals
fast allmächtige als Son-
nenkönig gefeierte Bruno
Kreisky und sein mit abso-
luter Mehrheit in Kärnten
regierender Landeshaupt-
mann wollten ohne Infor-
mationskampagnen und
ohne Diskussion der

deutschsprachigen Mehr-
heitsbevölkerung zweispra-
chige Ortstafeln oktroyie-
ren.

Im Jahr 2006 läuft BZÖ-
Landeshauptmann Haider
Gefahr, denselben Fehler zu
begehen, allerdings unter
umgekehrten Vorzeichen.
Im Gegensatz zu 1972 dis-
kutieren seit dem VfGH-
Urteil aus 2001 Minderhei-
tenvertreter mit den Hei-
matverbänden. Bürgermei-
ster der zweisprachigen
Gemeinden, Kirche und
andere Entscheidungsträger
sind bei der Meinungsbil-
dung involviert. Wie nie
zuvor ist die Bevölkerung
über die rechtliche Situation
informiert und schon einige
Male war der für alle akzep-
table Kompromiss eigent-
lich bereits zum Greifen
nahe.

Doch Landeshauptmann
Haider führt mit stillschwei-
gender Zustimmung von
Bundeskanzler Schüssel seit
2001 zum Schaden des
friedlichen Zusammenle-
bens beider Sprachgruppen
seinen persönlichen bein-
harten politischen Überle-
benskamnf. Haider kritisier-

te die VfGH Präsidenten
Adamovich und Korinek in
einer bisher einzigartigen
unakzeptablen Art und Wei-
se. Gleichzeitig versuchte er,
die Bevölkerung mit einer
Volksbefragung und nun
mit einer privaten Umfrage
zu spalten. Nichtumsetzung
von Gerichtsurteilen, Diffa-
mierung eines Höchstge-
richts und Drohungen
gegen dessen Richter sind
einem Rechtsstaat unwürdi-
ge und äußerst bedenkliche
Ergebnisse. Schließlich soll
sogar die so aufgehetzte
Bevölkerung, in einem wohl
europaweit einzigartigen
Schauspiel, über Minder-
heitenrechte abstimmen.

Schon lange geht es dem
Landeshauptmann nicht
mehr um zweisprachige
Ortstafeln und um das Wohl
seiner Landsleute. Einziges
Ziel ist die wahlarithmetisch
mögliche Chance, den Ein-
zug seiner BZÖ in den
Nationalrat bei den bevor-
stehenden Wahlen zu schaf-
fen. Nur ein Grundmandat
im Wahlkreis, dem die zwei-
sprachigen Gemeinden
angehören, kann österreich-
weit Haiders politische

Zukunft sichern.
Doch wie in den siebziger

Jahren unter Landeshaupt-
mann Sima liegt bei Haider
eine völlige Fehleinschät-
zung vor, was die Stimmung
in der Bevölkerung betrifft.
Die Kärntner Bevölkerung
ist diesmal vorbereitet und
mehrheitlich für zusätzliche
Ortstafeln. Die Diskussions-
kultur zwischen Mehrheit
und Minderheit ist trotz
politischer Agitation besser
als je zuvor. Der EU-Nach-
bar Slowenien wird nicht
mehr als Bedrohung gese-
hen. Die Anmeldungen zum
zweisprachigen Unterricht
steigen von Jahr zu Jahr.

Bundeskanzler Schussels
zögerliches Verhalten bei
der Ortstafelfrage ist wohl
politisches Kalkül. Schafft
Haider das Grundmandat
bleibt dem Bundeskanzler
die BZÖ als kleiner einfluss-
loser Koalitionspartner
erhalten. Schafft Haider es
nicht, so kann sich Schüssel
den persönlichen Sieg auf
die Fahnen heften, das poli-
tische Phänomen Haider
scheibchenweise demon-
tiert zu haben.

www.midas-press.org

Sinti in den deutschen
Medien. Des Weiteren sei
der politischen Kultur
schwerer Schaden durch
das Infragestellen der Voll-
wertigkeit der Mandate des
SSW im Landtag von Schles-
wig-Holstein zugefügt wor-
den. Außerdem habe sich
an der mangelhaften
Grundversorgung der friesi-
schen Volksgruppe in
Schleswig-Holstein durch
den öffentlich-rechtlichen
Rundfunk seit 2002 nichts
geändert. Last but not least
kritisieren die Sorben in der
Lausitz, dass durch Schul-
schließungen die Assimilati-
on weiter verstärkt wird.

Europarat prüft Minderheitensituation l Rat lobt Arbeit des Minderheitenbeaufiragten Hans-Peter Kemper l Kritik an Situation in den Bundesländern




